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Brauer: Es wächst am Karlsruher Institut für Technologie nun weiter
zusammen, was seit 2009 zusammengehört

Auch weiterhin wird Energie in die Bürokratie statt in die Lehre oder Forschung abfließen.

Zur ersten Lesung des Gesetzes zur Weiterentwicklung des Karlsruher Instituts für Technologie im
Landtag sagte der hochschulpolitische Sprecher der FDP/DVP Landtagsfraktion, Stephen Brauer:

 „Frei nach Willy Brandt könnte man zum vorliegenden Gesetzentwurf zur Vertiefung der Fusion des
Karlsruher Instituts für Technologie sagen: `Es wächst nun weiter zusammen, was seit 2009 zusammen
gehört´. Das lange Ringen mit dem Bund um die Finanzierung und Mitspracherechte mündet nun zwar in
einem Kompromiss, löst aber gleichwohl einige Probleme der Vergangenheit. Die Vereinheitlichungen
beim Personalrecht oder den Finanzflüssen gehören ohne Zweifel zur weiteren Fusion. Denn noch immer
waren die zwei Welten nicht ganz vereint, aus denen die frühere Universität Karlsruhe und die
Forschungszentrum Karlsruhe GmbH zum KIT zusammenwachsen sollen. Es galten etwa
unterschiedliche Regelungen bei den Reisekosten oder der Bezahlung des Personals, die nun mit der
einheitlichen Anwendung von Landesrecht gelöst werden.

Allerdings bleibt auch viel Bürokratie bestehen, solange die Buchführung weiterhin zwischen dem
universitären und dem Forschungsteil unterscheiden muss, um die korrekte Mittelverwendung zu
belegen. Die Engführung bei den Finanzen bedingt zudem, dass einiges Synergie-Potential nicht gehoben
werden kann, das eigentlich in der besonderen Nähe von Großforschungseinrichtung und Universität
entsteht.

Die ausbleibende Beteiligung des Bundes an der Lehre ist verfassungsrechtlich sicherlich konsistent,
sorgt aber für praktische Probleme. Schon bisher war es kompliziert, wenn Forscher lehren wollten, die
aus Mitteln des Bundes bezahlt werden. Idealerweise sollten die Arbeitsanteile der exzellenten
Spezialisten wie mit einem Schieberegler auf Forschung und Lehre aufgeteilt werden können. Die
zukünftig notwendigen Ausgleichsmaßnahmen lassen aber vermuten, dass auch weiterhin viel Energie in
die Bürokratie statt in die Lehre oder Forschung abfließen wird.“


